
Stundungsantrag 
 
Kassenzeichen:             
 
Firma: 

 
1. Kreditaufnahmemöglichkeiten 
 
 
Ist es Ihnen möglich, zur Bezahlung des/der Steuerrückstände/s einen Kredit aufzunehmen? 
[  ] nein                    [  ] ja 
 
 
Bei welchem Kreditinstitut und wann haben Sie einen Kredit zur Bezahlung des Steuerrückstandes beantragt? 
 
 
 
 
 

 
Warum, falls zutreffend, wurden die Kreditanträge abgelehnt? 
 
 
 
 
 
 
Handelt es sich um einen limitierten, vorübergehenden Zahlungsengpass?   
 
[  ] nein                    [  ] ja 
 
Handelt es sich um eine drohende Zahlungsunfähigkeit (Insolvenz)? 
 
[  ] nein                    [  ] ja 
 
 
 
 
2. Vermögen 
 
Vermögen EUR Verbindlichkeiten EUR 
Bargeld  kurzfristige Bankverbindlichkeiten  
Spareinlagen  langfristige Bankverbindlichkeiten  
Bankguthaben  Verpflicht. aus Abzahlungsgeschäften  
Wertpapiere  rückständige Steuern  
Hypothekenforderungen  sonst. kurzfristige Verbindlichkeiten  
Darlehensforderungen  sonst. langfristige Verbindlichkeiten  
Bausparguthaben    
Forderungen gegen Versicherungen    
sonst. Geldforderungen    
Mobile Wertgegenstände    
Immobilien    
Sonstiges    

Summe:  Summe:  
 



 
3. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
 

Lage und Anteile am Eigentum geschätzter Verkehrswert 
EUR 

Belastungen 
EUR 

   
   
   
   
   
   

 
 
 
4. Welche Sicherheiten bieten Sie an? 

(z.B. Verpfändung mündelsicherer Wertpapiere (§ 1807 BGB), Verpfändung von Sparguthaben bei einer 
Bank oder die Übergabe einer unbefristeten selbstschuldnerischen Bürgschaftserklärung) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

5. Weitere Bemerkungen 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 



6. Gesamtforderung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
7. Hinweis 
 
Die Angaben sind vollständig und wahrheitsgemäß einzutragen. Im beiderseitigen Interesse wird 
vorsorglich darauf hingewiesen, dass steuerstrafrechtlich verfolgt werden kann, wer sich ungerechtfertigt 
eine Stundung verschafft, in dem er Zahlungsunfähigkeit und mangelnde Kreditaufnahmemöglichkeiten 
vortäuscht. 
 
 
Ihr Zahlungsvorschlag für die 
monatlichen Raten mit der Bitte, die 
erste Rate innerhalb eines Monats 
nach der Fälligkeit zu leisten. Die 
Ratenzahlung soll innerhalb von 12 
Monaten abgeschlossen werden. 

 
Zum: 

  
Betrag: 

 

    
    
    
    
    

     
     
     
     
     
     
 
 
8. Erteilung einer Einzugsermächtigung und eines SEPA-Basislastschriftmandats 
 
für oben genannte Forderungen 
 
1. Einzugsermächtigung 
Ich(Wir) ermächtige(n) die Stadt Bamberg widerruflich, die von mir(uns) zu entrichtenden Zahlungen bei Fälligkeit durch 
Lastschrift von meinem (unserem) Konto einzuziehen. 
 
2. SEPA-Basislastschriftsmandat 
Ich (Wir) ermächtige(n) die Stadt Bamberg, Zahlungen von meinem (unserem) Konto mittels Lastschrift einzuziehen. 
Zugleich weise(n) ich (wir) mein (unser) Kreditinstitut an, die von der Stadt Bamberg auf mein (unser) Konto gezogenen 
Lastschriften einzulösen. 
Ich (Wir) kann (können) innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten 
Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem (unserem) Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. 
 
Kreditinst.:   
 
BLZ:   
 
Kto:   
 
BIC:   
 
IBAN DE:  | | | | |  
 
Kontoinhaber:   
 
Vor dem ersten Einzug einer SEPA-Lastschrift wird mich die Stadt Bamberg über den Einzug in dieser Verfahrensart 
unterrichten. 

 
 
 



9. Informationen zum Datenschutz 
 

Die Daten werden auf Grund und zum Zweck des Vollzugs der §§ 1 Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. 37 Abgabenordnung 
(AO) für die Veranlagung, Erhebung und Vollstreckung von Realsteuern aus einem Steuerschuldverhältnis und 
gem. Art. 13 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b Kommunalabgabengesetz (KAG) i. V. m. § 37 AO für die Veranlagung, 
Erhebung und Vollstreckung von sonstigen, kommunalen Abgaben aus einem Abgabenschuldverhältnis erhoben 
und verarbeitet. Dies gilt auch, wenn die Verarbeitung von personenbezogenen Daten für die Erfüllung eines 
Vertrages (zivilrechtliche Forderungen der Stadt Bamberg) gem. Art. 6 Abs. 1 Buchst.b DSGVO erforderlich ist. 
 
Die Daten werden nur im Rahmen der strengen gesetzlichen Auflagen an Berechtigte im Sinne des 
Steuergeheimnisses nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. § 30 ff. AO ausgegeben. 
Die Daten zu anderen Abgaben bzw. zivilrechtlichen Forderungen werden unter Einhaltung der gesetzlichen 
Auflagen an öffentliche Stellen zur Erfüllung der ihnen obliegenden Aufgaben sowie an nicht öffentliche Stellen, 
die ein berechtigtes Interesse an Ihrer Kenntnis glaubhaft darlegen und die betroffene Person kein 
schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung hat, nach Art. 6 DSGVO i. V. m. Art. 5 BayDSG 
ausgegeben. 
 
Nähere Informationen zu Ihren Rechten im Rahmen der Erhebung von personenbezogenen Daten nach Artikel 
13 und 14 der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) erhalten Sie im Internet auf der Seite der Stadt 
Bamberg, auf der die allgemeinen datenschutzrechtlichen Informationen einschließlich der Kontaktdaten des 
Verantwortlichen und des kommunalen Datenschutzbeauftragten bereitgestellt sind. Im Bereich der Realsteuern 
finden die datenschutzrechtlichen Regelungen für die Abgabenordnung Anwendung. Insofern sind die 
Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes anzuwenden. Die zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist im 
Bereich der Realsteuern neben dem Bayerischen Landesbeauftragten für den Datenschutz, Wagmüllerstraße 18, 
80538 München, Tel. 089/212672-0, E-Mail: poststelle@datenschutz-bayern.de auch die Bundesbeauftragte für 
den Datenschutz und die Informationsfreiheit, Husarenstr. 30, 53117 Bonn, Tel. 0228/997799-0, E-Mail: 
poststelle@bfdi.bund.de. 
 
 
 
   
  Name, Vorname der Unterschrift leistenden 

Person in Druckschrift 
 
 

Ort, Datum *Unterschrift 
 
 
 
*Mit der oben getätigten Unterschrift wird bestätigt, dass die gemachten Angaben richtig und vollständig sind. 
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